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Öffentliche Gesundheitsdienste

Public Health stärken
	> Kirsten Kappert-Gonther

In unserem überwiegend auf Individual-
medizin beruhenden Gesundheitssystem 
kommt dem Öffentlichen Gesundheits-
dienst (ÖGD) mit seinem Public Health-
Ansatz eine wichtige Rolle zu. Die Pan-
demie führt uns eindrücklich vor Au-
gen, dass Gesundheit kein rein individu-
elles Geschehen ist. Seit Monaten sind 
die Gesundheitsämter tagtäglich mit der 
Eindämmung des Coronavirus beschäf-
tigt. Gerade die Kontaktnachverfolgung 
ist aufwändig und personalintensiv. 
Doch die Ämter sind vielerorts unter
finanziert, unterbesetzt und unzeitgemäß 
ausgestattet – eine Folge der Sparpolitik 
der letzten Jahrzehnte.

Zwar wird die defizitäre Lage der Ämter 
mittlerweile auch von der Kanzlerin an-
erkannt und Hilfe versprochen. Im „Pakt 
für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ 
sichert die Bundesregierung dem ÖGD 
insgesamt vier Milliarden Euro für Per-
sonal und moderne Strukturen zu. Pro-
fitieren sollen davon vor allem die ört-
lichen Gesundheitsämter. Doch die ver-
sprochenen Mittel kommen zu spät, sind 
zu gering und dürften vor Ort kaum eine 
nachhaltige Wirkung entfalten.

Mittel für zusätzliches Personal sollen 
erstmals Mitte 2021 ausgezahlt werden, 
die letzte Tranche erfolgt 2026. Das ist 
einerseits zu spät, um die akuten Her-
ausforderungen im Zuge der Pandemie 
zu meistern; vorerst sollen es daher Sol-
datInnen und Personal aus der Bundes-
verwaltung richten. Eine wasserdichte 
Strategie sieht anders aus. Andererseits 
ist der zeitliche Förderrahmen zu kurz, 
um den Ämtern eine Zukunftsperspekti-
ve zu geben. Denn was passiert mit den 

zusätzlichen Stellen, wenn die Bundes-
finanzierung ausläuft?

Unklar ist auch, woher das zusätzli-
che Personal kommen soll. Solange 
nicht-ärztliches Personal 
nicht entscheidend aufge-
wertet und die amtsärztliche 
Vergütung verbessert wird, 
dürfte sich der „Run“ auf 
die Stellen im Rahmen hal-
ten. Das betrifft insbeson-
dere einkommensschwache 
Regionen, denen die Beset-
zung von Stellen prinzipiell 
schwerer fällt, wo der Be-
darf an zusätzlichem Per-
sonal aber am größten ist. 
Bund und Länder müssen 
sicherstellen, dass das Geld 
schnell dort ankommt, wo 
es wirklich benötigt wird.

Grundsätzlich bedarf der Öffentliche Ge-
sundheitsdienst, insbesondere seine un-
tersten Behörden, einer dauerhaften Stär-
kung. Die Mittel für den Dienst müssen, 
abgestimmt zwischen Bund und Ländern, 
auf mindestens ein Prozent der Gesamt-
ausgaben für Gesundheit angehoben wer-
den, das entspricht etwa vier Milliarden 
Euro – jährlich. Der Öffentliche Gesund-
heitsdienst der Zukunft soll so zu einem 
professionellen Netzwerk weiterentwi-
ckelt werden, das die öffentliche Sorge 
um die Gesundheit aller nachhaltig stärkt.
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